Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/663 


04. 06. 91 


Sachgebiet 63 


Entschließungsantrag 

des Abgeordneten Dr. Ilja Seifert und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1991 
hier: Einzelplan 25 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

— Drucksachen 12/100 Anlage, 12/526, 12/531 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, mit dessen Hilfe spekulative Gewinne ver- 
steuert werden, die durch den Verkauf von Grund und Boden er- 
zielt werden, der infolge der Vereinigung von beiden deutschen 
Staaten bzw. infolge von Bauleitplanveränderungen, ohne daß die 
Eigentümer zur Wertsteigerung eigene Leistungen vollbracht 
haben, erheblich an Wert gewonnen haben. 

Dabei sollte der Steuersatz bei 70 Prozent des erzielten Grundver- 
kaufsgewinnes hegen. 

Alle ab 1. Juni 1991 abzuschließenden Rechtsgeschäfte zur Über- 
eignung von Grundstücken sollten bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes unter dem Vorbehalt seiner Anwendung stehen. 

Bonn, den 4. Juni 1991 

Dr. Ilja Seifert 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Mit dem Anschluß der DDR an den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland vollzieht sich den 
Regeln der Marktwirtschaft entsprechend auf dem Gebiet des 
Grundstücksmarktes und der Grundstückspreise eine Entwick- 
lung, die vierzig Jahre auf dem Gebiet der DDR nicht stattgefun- 
den hat. Soweit in der DDR ein Verkauf und Kauf von Grundstük- 
ken zwischen Privatpersonen überhaupt vollzogen wurde, so 
regelte sich dies nach einer Grundstücksverkehrsordnung, die 
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Bodenspekulation ausschloß, während die Entwicklung der 
Grundstückspreise in den Altländern der Bundesrepublik 
Deutschland von einer explosiven Steigerung der Markpreise 
.gekennzeichnet war. 

Im Ergebnis dieser unterschiedlichen Entwicklung ist in städti- 
schen Baugebieten von einer Relation der Grundstückspreise 
DDR/Bundesrepublik Deutschland zum Zeitpunkt des Einigungs- 
vertrages von etwa 1:100 auszugehen. 

In diesem Zusammenhang ist nicht zu übersehen, daß in der Alt- 
Bundesrepublik Deutschland die Steigerung der Grundstücks- 
preise - vor allem in städtischen Ballungsgebieten - sehr stark von 
spekulativen Elementen geprägt war und ist. Ohne Zutun und 
Verdienst der mehr oder weniger zufälligen Grundstückseigen- 
tümer wurden aufgrund der naturgegebenen Knappheit von be- 
baubarem Land und von Planungsentscheidungen der Kommu- 
nen durch den Verkauf von Grundstücken Gewinne erzielt, die 
von westdeutschen Bodenrechtlern auf etwa 1 000 Milliarden DM 
beziffert werden. Das aus spekulativen Grundstücksverkäufen in 
der ehemaligen DDR zu erzielende Gewinnpotential wird nach 
denselben Quellen auf etwa 500 Milliarden DM beziffert. 

Es ist nicht einzusehen, daß diese gewaltigen Möglichkeiten der 
Erzielung von Profiten, die nicht auf Leistung beruhen, sondern 
der allgemeinen gesellschaftlich-ökonomischen Entwicklung ge- 
schuldet sind, den mehr oder weniger zufälligen Grundstücks- 
eigentümern ungeschmälert zugute kommen sollen. Die Gesell- 
schaft als Ganzes und in ihrer Stellvertretung die öffentliche Hand 
haben nach allgemeinem Verständnis von Geschäftsmoral den 
nicht zu bestreitenden Anspruch darauf, den größten Teil der aus 
der Preissteigerung von Grundstücken erzielten Gewinne zu ge- 
meinnützigen Zwecken zu erhalten und zu verwenden. 

Eine besondere Brisanz erhält diese Frage in den neuen 
Bundesländern und in Ost-Berlin, wo einerseits exorbitante 
Gewinne aus dem Grundstücksgeschäft erwartet werden, ande- 
rerseits aber dringend notwendige Maßnahmen zur Verbesserung 
der Infrastruktur und der Sanierung der Bausubstanz aufgrund 
der Knappheit der finanziellen Mittel und der restriktiven Wir- 
kung der Kapitalverwertungsbedingungen nur schwer zum Zuge 
kommen. 

Bei der vorgeschlagenen Einführung einer Spekulationsteuer 
könnte die Frage auftauchen, wieso nur ein Steuersatz von 70 Pro- 
zent vorge schlagen wird, obwohl doch aus rechtlichen und mora- 
lischen Erwägungen eine konfiskatorische Besteuerung aller 
nicht durch Leistungen begründeten Grundstücksverkaufs- 
gewinne ins Auge gefaßt werden sollte. 

Unser Vorschlag läßt sich in diesem Falle nicht von rechtlich- 
moralischen Grundsätzen, sondern von der pragmatischen Erwä- 
gung leiten, daß mit einer Blockierung des Grundstücksmarktes 
(fast totaler Verkauf sboykott) weder in den alten noch in den 
neuen Bundesländern die notwendige Belebung der Wirtschafts- 
tätigkeit eintreten würde. Ausgehend davon wurde (marktwirt- 
schaftsgemäß) von einer angemessenen Beteiligung der bisheri- 
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gen Grundstückseigentümer an den Verkaufsgewinnen ausge- 
gangen. 

Den Vorschlag, alle ab 1. Juni 1991 abzuschließenden Rechtsge- 
schäfte zur Übereignung von Grundstücken unter den Vorbehalt 
dieses Gesetzes zu stellen, halten wir für notwendig, um zu 
verhindern, daß während der Beratung zum vorgeschlagenen 
Gesetz von Grundstücksspekulanten vollendete Tatsachen zu 
Lasten der Allgemeinheit geschaffen werden. 

Weiterhin sind in das zu erarbeitende Gesetz auch Paragraphen 
einzubauen, die selbstgenutzte Wohngrundstücke (Eigenheime) 
bei nichtspekulativen Verkäufen (z. B. aus Altersgründen) von 
dieser Steuer erheblich entlasten. 
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